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Prävention

�

DGUV Vorschrift 2 - Unfallverhü-
tungsvorschrift zum ASiG wird 
reformiert
Voraussichtlich ab 1. Januar 
2011 ändern sich die Vorgaben 
zur arbeitsmedizinischen und si-
cherheitstechnischen Betreuung 
in den Betrieben. Dann tritt die 
Unfallverhütungsvorschrift „Be-
triebsärzte und Fachkräfte für Ar-
beitssicherheit“ (DGUV Vorschrift 
2) in Kraft und löst die GUV-V A 
6/7 ab. Damit gibt es erstmals 
für Berufsgenossenschaften und 
Unfallversicherungsträger der öf-
fentlichen Hand eine einheitliche 
und gleich lautende Vorgabe zur 
Konkretisierung des Arbeitssi-
cherheitsgesetzes (ASiG).
Das ASiG wird damit in allen 
Betrieben und Bildungseinrich-
tungen in Deutschland einheit-
lich konkretisiert. Für die Regel-
betreuung aller Betriebsgrößen 
gilt das neue Konzept ab Januar 
2011. Die bei den Berufsgenos-
senschaften bereits eingeführte 
alternative Kleinbetriebsbetreu-
ung gilt zwei Jahre später ab 
dem 1. Januar 2013 auch bei den 
Unfallkassen.
Im Mittelpunkt der Reform steht 
das neue Konzept der Regel-
betreuung der Betriebe mit 
mehr als 10 Beschäftigten. Die 
betriebsärztliche und sicher-
heitstechnische Betreuung be-
steht hier zukünftig aus zwei 
ganz neuen Komponenten, der 
Grundbetreuung, für die in der 
Unfallverhütungsvorschrift Ein-
satzzeiten vorgegeben werden 
und dem betriebsspezifischen 
Betreuungsanteil, der von je-
dem Betrieb selbst zu ermitteln 

ist. Durch die Grundbetreuung 
wird sichergestellt, dass für ver-
gleichbare Betriebe identische 
Grundanforderungen bestehen. 
Der betriebsspezifische Teil stellt 
sicher, dass der Betreuungsum-
fang passgenau den betrieb-
lichen Erfordernissen entspricht. 
Die Aufgaben für die betriebsärzt-
liche und sicherheitstechnische 
Betreuung werden zukünftig auf 
der Grundlage detaillierter Lei-
stungskataloge ermittelt. Da-
raus lassen sich der notwendige 
Zeitaufwand und die personellen 
Ressourcen vom Betrieb ablei-
ten. Ausgangspunkt sind stets 
die im jeweiligen Betrieb vorhan-
denen Arbeitsbedingungen und 
Gefährdungen. Statt der Vorgabe 
pauschaler Einsatzzeiten für den 
Betreuungsumfang – die bisher 
zudem zwischen den Unfallver-
sicherungsträgern stark vari-
ierten – richtet sich der Betreu-
ungsbedarf durchgängig nach 
den tatsächlich vorliegenden 
betrieblichen Gefährdungen und 
Bedürfnissen. Mit der Vorschrift 
2 geht damit ein völlig neues 
Konzept zur betriebsärztlichen 
und sicherheitstechnischen Be-
treuung an den Start: Im Mittel-
punkt stehen jetzt ein moderner, 
bedarfsorientierter Arbeitsschutz 
und die damit verknüpften Auf-
gaben und Leistungen der be-
trieblichen Akteure. Diese ver-
änderte Philosophie fördert die 
aktive Auseinandersetzung mit 
dem Arbeitsschutz, stößt De-
batten über seine effektive Aus-
richtung an. Sie erfordert einen 
kontinuierlichen Dialog zwischen 
Betriebsarzt, Fachkraft für Ar-

beitssicherheit und Unterneh-
mer unter Beteiligung der be-
trieblichen Interessenvertretung. 
Längerfristig erhöht sich dadurch 
die Qualität der Arbeitssicherheit 
und des Gesundheitsschutzes.
Die DGUV Vorschrift 2 eines je-
den Unfallversicherungsträgers 
befindet sich derzeit im Vorge-
nehmigungsverfahren bei den 
zuständigen Genehmigungs-
behörden des Bundes und der 
Länder. Von Unfallversiche-
rungsträgern beschlossene und 
von den Ministerien genehmigte 
Vorschriften können deshalb erst 
Ende 2010 vorliegen und veröf-
fentlicht werden. Aufgrund stei-
gender Nachfragen nach den In-
halten der Reform und somit der 
DGUV Vorschrift 2 werden wir 
Informationen und Medien suk-
zessive und nach Verfügbarkeit 
über die Homepage der DGUV 
bekannt geben. Die der Reform 
zu Grunde liegende, von der Mit-
gliederversammlung der DGUV 
beschlossene und vom Bundes-
ministerium für Arbeit und So-
ziales geringfügig modifizierte 
Fassung des Mustertextes der 
DGUV Vorschrift 2 mit Stand 22. 
Juli 2010 steht als Download zur 
Verfügung. Dieser Mustertext ist 
die einheitliche Basis für alle Fas-
sungen der DGUV Vorschrift 2.
Demnächst werden weitere Me-
dien zur Verfügung gestellt: Fach-
aufsätze, Handlungshilfen, be-
triebliche Anwendungsbeispiele 
und ein Katalog mit häufig gestell-
ten Fragen und entsprechende 
Antworten (FAQs) zur DGUV  
Vorschrift 2.

Quelle: DGUV

Neue Unfallverhütungsvorschrift „Betriebsärzte und Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit“ ab 2011
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Die Unfallkasse Brandenburg und 
die Feuerwehr-Unfallkasse Bran-
denburg versichern als Träger 
der gesetzlichen Unfallversiche-
rung insgesamt rund  740.000 
Menschen im Land Brandenburg  
gegen die Folgen von Arbeitsun-
fällen und Berufskrankheiten.

Maßgebliche Aufgabe ist es, 
Arbeitsunfälle und Berufskrank-
heiten sowie arbeitsbedingte 
Gesundheitsgefahren mit allen 
geeigneten Mitteln zu verhüten. 
Nach Eintritt von Arbeitsunfällen 
oder Berufskrankheiten erbrin-
gen die Kassen Leistungen zur 
Wiederherstellung der Gesund-
heit und Leistungsfähigkeit der 
Versicherten und entschädigen 
sie oder ihre Hinterbliebenen 
gegebenenfalls durch Geldlei-
stungen.

Zuständigkeit der UK

Die Unfallkasse Brandenburg ist 
der zuständige Unfallversiche-
rungsträger für die Unternehmen 

und Einrichtungen des Landes 
Brandenburg sowie der branden-
burgischen Städte, Gemeinden 
und Landkreise. 

Hierzu gehören:

- �Ministerien und nachgeordnete 
Behörden des Landes (z. B. Po-
lizeidienststellen, Schulämter, 
Finanzämter, Ämter für Forst-
wirtschaft usw.)

- �Gerichte, Staatsanwaltschaften

- �Sonstige Einrichtungen des 
Landes Brandenburg (z. B. Lan-
desbetriebe, Justizvollzugsan-
stalten, Hochschulen usw.)

- �Verwaltungen der Städte, Ge-
meinden, Ämter und Land-
kreise

- �Sonstige Einrichtungen der 
Gemeinden und Gemeinde-
verbände (z. B. Eigenbetriebe, 
Schulen, Kindertagesstätten, 
Bibliotheken, Bauhöfe) und an-

dere Stellen, die für die Erfül-
lung kommunaltypischer Auf-
gaben zuständig sind. 

Darüber hinaus sind rechtlich 
selbständige Unternehmen bei 
der Unfallkasse Brandenburg 
versichert, wenn die öffentliche 
Hand unmittelbar oder mittel-
bar überwiegend an dem Unter-
nehmen beteiligt ist oder einen 
ausschlaggebenden Einfluss auf 
dessen Organe hat. 

Die Unfallkasse Brandenburg ist 
auch zuständig für private Haus-
halte, Einrichtungen der Hilfelei-
stungsunternehmen und son-
stige Versicherte, die aufgrund 
von Sondertatbeständen den 
Unfallversicherungsträgern der 
öffentlichen Hand zugewiesen 
wurden, wie Kinder, Schüler und 
Studierende in nichtöffentlichen 
Einrichtungen, Helfer bei kurz-
fristigen Bauarbeiten, häusliche 
Pflegepersonen, Hilfeleistende 
u. a..

Mitgliederwesen bei der Unfallkasse (UK) Brandenburg und 
Feuerwehr-Unfallkasse (FUK) Brandenburg 2009

Tabelle 1: Anzahl zugehöriger Unternehmen bei der UK 

31.12.2009	 Unternehmensart

         146	 Behörden, Verwaltungen, Gerichte, Hochschulen des Landes
           14	 Landkreise
             4	 Kreisfreie Städte
         415	 Kreisangehörige Städte und Gemeinden
           53	 Ämter
         229	 Rechtlich selbständige Unternehmen im Kommunalbereich
           28	 Rechtlich selbständige Unternehmen im Landesbereich
           40	 Hilfeleistungsunternehmen
           34	 Kommunale Zweckverbände

      3.404	 Private Haushalte

Mitgliederwesen
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Die Zahl der bei der UK Bran-
denburg versicherten Personen 
setzt sich insbesondere aus Ar-
beitern und Angestellten in den 
Unternehmen des Landes, der 
Gemeinden und Gemeindever-
bände, den ehrenamtlich Tätigen 
sowie den Schülern, Studenten 
und den Kindern in Tageseinrich-
tungen zusammen.

Bei der UK Brandenburg sind 
ferner Personen beitragsfrei ver-
sichert, die nicht meldepflichtig 
sind und damit nur bei Eintritt 
eines Arbeitsunfalls bekannt wer-
den. Versicherte in diesem Sinne 
sind z. B. Pflegepersonen, Versi-
cherte bei nicht gewerbsmäßigen 
Bauarbeiten sowie Personen, die 
in allgemeiner Gefahr und Not 

Hilfe leisten oder die sich bei der 
Verfolgung von Personen einset-
zen, die einer Straftat verdächtig 
sind. 139 derartige Versiche-
rungsfälle wurden im Berichts-
zeitraum registriert.

Mitgliederwesen

Versicherte bei der UK

Tabelle 2: Versicherter Personenkreis bei der UK

Versicherte	 Anzahl der Versicherten

	��� �� ����2008	 2009

Schüler an allgemeinbildenden Schulen	 221.778	 218.456

Schüler an berufsbildenden Schulen	 68.777	 61.067

Studenten	 46.809	 49.572

Kinder in Tageseinrichtungen	 140.505	 145.129

Kinder in Tagespflege	 3.905	 4.382

Beschäftigte gesamt	 100.207	 101.365

- in Gemeinden/Gemeindeverbänden	 (40.552)	 (41.321)

- in Landesbehörden/-einrichtungen	 (26.677)	 (25.698)

- in rechtlich selbst. Unternehmen	 (27.530)	 (29.062)

- in Sparkassen	 (5.448)	 (5.284)

Ehrenamtlich Tätige	 51.926	 80.458

Personen in Arbeitsgelegenheiten

mit Mehraufwandsentschädigung	 22.012	 37.191

In Hilfeleistungsunternehmen Tätige	 6.205	 6.363

Gefangene	 1.110	 1.073

In Privathaushalten Beschäftigte	 3.069	 3.635

 	 666.303	 708.691
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Mitgliederwesen

Über 72.000 Feuerwehrange-
hörige sind hier bei Unfällen im 
Feuerwehrdienst abgesichert. Zu 
den Versicherten gehören neben 
den aktiven Feuerwehrangehö-
rigen auch die Mitglieder der Ju-
gendfeuerwehr, der Alters- und 
Ehrenabteilung sowie der musik-
treibenden Züge als Bestandteil 
der Feuerwehren.

In der letzten Zeit hat sich der 
Versichertenkreis um die Mit-
glieder der „Kinderfeuerwehren“ 
erweitert.

Der Feuerwehr-Unfallkasse Bran-
denburg gehören 421 Städte und 
Gemeinden an.

Zu den Hauptaufgaben der FUK 
gehören eine feuerwehrspezi-
fische Prävention und eine lei-
stungsfähige Rehabilitation. Das 
durch die Satzung festgeschrie-
bene Mehrleistungssystem sorgt 
für eine soziale Absicherung und 
zeigt die Stärke der Dienstlei-
tungskraft der Feuerwehr-Unfall-
kasse Brandenburg.

Zugehörige Unternehmen der 
FUK Brandenburg sind alle Städ-
te und Gemeinden des Landes 
Brandenburg. Im Berichtszeit-
raum gehörten der FUK Branden-
burg 420 Städte und Gemeinden 
an. Versichert sind vorrangig 
Personen, die für die Freiwilligen 
Feuerwehren einschließlich der 
Jugendfeuerwehren tätig werden 
sowie hauptamtlich im Feuer-
wehrdienst Beschäftigte, soweit 
für sie keine beamtenrechtliche 
Unfallfürsorge geleistet wird.

Unternehmen und Versicherte der FUK

Tabelle 3: Versicherte Personen bei der FUK

Die Zahl der ehrenamtlichen Kräfte beinhaltet neben den aktiven Kameraden der Feuerwehren und den 
Versicherten in den Jugendfeuerwehren auch die Mitglieder in den Alters- und Ehrenabteilungen.

Versicherte		  Anzahl der Versicherten

	����������  2008	  2009

Ehrenamtliche Kräfte	 71.771	 71.782

Hauptamtliche Kräfte	 296	 243

Gesamt	 72.067	 72.025

    



Unfallgeschehen 2009 mit Vorjahresvergleich

Von der Behandlung im Kranken-
haus bis zur Wiedereingliederung 
am Arbeitsplatz - zur vollstän-
digen Wiederherstellung Ihrer 
Gesundheit steuern wir aktiv die 
gesamte Rehabilitation. 

Mit unserem Rehabilitationsma-
nagement sorgen wir gemeinsam 
mit einem Netzwerk von Ärzten 
sowie Unfall- und Rehabilitati-
onskliniken für eine zielgenaue 
und zeitgerechte Abfolge aller 
erforderlichen Leistungen. Un-
ser Leistungsangebot umfasst 
die notfallmedizinische Erstver-
sorgung, die unfallmedizinisch 
qualifizierte ambulante und sta-
tionäre ärztliche Behandlung, 

physikalische Therapien, ortho-
pädische und andere Hilfsmittel, 
Belastungserprobungen und Ar-
beitstherapien sowie Pflege und 
häusliche Krankenpflege. Hierzu 
gehört auch die Zahlung erfor-
derlicher Fahr- und Reisekosten.

Im Berichtsjahr 2009 ist die Zahl 
der insgesamt für die Unfallkasse 
Brandenburg gemeldeten Unfälle 
und Berufskrankheiten gegenü-
ber dem Vorjahr von 56.112 Fäl-
len auf 55.441 Fälle und damit 
um etwa 1,2 % leicht gesunken. 

Dieser Rückgang des Unfallauf-
kommens ist ausschließlich auf 
die Schülerunfallversicherung zu-
rückzuführen und bestätigt den 

Trend der stagnierenden Unfall-
zahlen.

Im Bereich der Feuerwehrunfälle 
ist die Zahl der Unfallmeldungen 
im Vergleich der Berichtsjahre 
2008 und 2009 ebenfalls leicht 
gesunken und korrespondiert 
mit den Mitgliedszahlen im Feu-
erwehrdienst des Landes Bran-
denburg.

Im Jahr 2009 hat der Rentenaus-
schuss der Unfallkasse Branden-
burg über 371 Unfallvorgänge 
und der Rentenausschuss der 
Feuerwehr-Unfallkasse Branden-
burg über 33 Unfallvorgänge ent-
schieden.

Tabelle 1: Anzeigen über Versicherungsfälle bei der UK

Zur Klärung der Zuständigkeit bearbeitete Fälle, welche nicht den 

einzelnen Unfallversicherungsträgern zugeordnet werden können 		    4.519	  4.319

�

Unfallgeschehen

Unfallmeldungen		         allgemein	                         Schüler			   Gesamt
				     2008	         2009	   2008	          2009	   2008	             2009

UK:	 Arbeitsunfall	 4.752	 4.799         41.518          40.963	 46.270            45.762

	 Wegeunfall	 1.438	 1.551	 3.772	 3.724	   5.210	  5.275

	 Berufskrankheit	    110	      84	        3	        1	      113	       85

	 Zusammen:	 6.300	 6.434         45.293          44.688	 51.593            51.122

���

Gesamt�����								                       56.112	          55.441
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Unfallgeschehen

Abbildung 1: UK-Unfallmeldung, nach Unfallarten und Jahren in der allgemeinen Unfallversicherung

Tabelle 2: Anzeigen über Versicherungsfälle bei der FUK

Unfallmeldungen	 Gesamt
		  2008	 2009

FUK:	 Arbeitsunfall	 901	 824

	 Wegeunfall	 76	 63

	 Berufskrankheit	 0	 3

Gesamt�����	 977	8 90



Unfallgeschehen
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Abbildung 2: UK-Unfallmeldungen nach Unfallarten und Jahren in der Schülerunfallversicherung

Abbildung 3: FUK-Unfallmeldungen nach Unfallarten und Jahren
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Unfallgeschehen

Tabelle 3:	Gemeldete Versicherungsfälle nach Betriebsarten bei der UK mit Vorjahresvergleich (allgemeine Unfallversicherung)

Gemeldete Versicherungsfälle nach Betriebsarten

		   Unfall	 BK	 Unfall	 BK

0	 Verwaltungen	 1.422	 12	 1.469	 8
01	 Allgemeine Verwaltungen	 1.063	 10	 1.149	 6
02	 Lotteriebetriebe, Versicherungen	 47	 1	 58	 1
03	 Bauverwaltungen	 113	 1	 95	 1
04	 Sparkassen	 167		  135	
05	 Ehrenamtlich Tätige	 32		  32	

1	 Gesundheitsdienst	 1.796	 48	 1.910	 41
11	 Krankenhäuser	 1.569	 33	 1.676	 35
12	 Psychiatrische Kliniken	 1		  3	
14	 Heime	 78		  95	 2
15	 Sozialstationen	 85	 15	 86	 2
16	 Gesundheits- und Veterinärämter	 38		  28	 1
17	 Ausbildungsstätten	 25		  22	 1

2	 Kommunale Hygiene	 46	 1	 63
21	 Abfuhr von Müll und Sonderabfällen	 35		  51	
22	 Behandlung von Müll und Sonderabfällen	 2		  2	
23	 Straßenreinigung	 4		  3	
24	 Abwasserbehandlung (z. B. Kläranlagen)	 3		  7	
25	 Abwasserableitung	 0		  0	
26	 Abwasserbehandlung	 2	 1	 0	

3	 Bildungswesen	 1.131		  1.161	 9
31	 Kindergärten	 451		  545	 8
32	 Allgemeine Schulen	 463		  390	 1
33	 Berufliche Schulen	 58		  51	
34	 Hochschulen, Fachhochschulen	 125		  153	
35	 Volkshochschulen	 14		  12	
39	 Internate	 20		  10	

4	 Baubetriebe	 425	 7	 422	 7
41	 Betriebshöfe für Straßenunterhaltung	 165	 3	 146	 3
42	 Betriebshöfe des Wasserbaus	 73	 2	 75	 4
43	 Bauhöfe	 174	 2	 194
45	 Kurze Bauarbeiten/Selbsthilfebauarbeiten	 13		  7	

5	 Forst- und Landwirtschaft	 294	 20	 270	 14
51	 Forstwirtschaft	 203	 15	 180	 11
52	 Landwirtschaft, Gartenbau	 21	 2	 23	
53	 Gartenanlagen, Tiergehege	 43		  48	 1
54	 Kulturbaueinrichtungen	 27	 3	 19	 2

6	 Kultur	 228	 5	 231	 1
61	 Theater, Bühnen, Orchester	 70	 2	 96
62	 Mehrzweckeinrichtungen	 3		  3	
63	 Schwimmbäder	 18	 1	 20	
64	 Museen und historische Bauten	 103	 1	 71
65	 Spiel- und Freizeiteinrichtungen	 34	 1	 41	 1

	 2008	 2009Betriebsart
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Unfallgeschehen

Tabelle 5:	Anzeigen über Versicherungsfälle bei der FUK nach Betriebsart mit Vorjahresvergleich

Freiwillige Feuerwehr					                 863			    747
Jugendfeuerwehr						      69			      93
Berufsfeuerwehr						      45			      50
Gesamt							                  977			    890

Betriebsart						                2008	                            2009

	 2008	 2009Betriebsart

Tabelle 4:	Gemeldete Versicherungsfälle bei der UK mit Vorjahresvergleich (Schülerunfallversicherung)

Einrichtung	    2008	    2009

Kinderkrippen	 667	 822

Kindergärten	 6.460	 6.467

Hort	 3.094	 3.048

Grundschulen	 15.351	 15.755

Gesamtschulen (auch mit Sekundarstufe II)	 2.861	 2.583

Oberschulen/Realschulen	 4.668	 4.608

Gymnasien	 6.339	����� 6.111

Sonstige allgemeinbildende Schulen	�������  624	 498

Förderschule (geistige oder körperliche Behinderung)	�������  335	 165

Sonderschulen (Hilfsschulen, Lernschwäche)	�����������  1.412	 1.460

Oberstufenzentren	�����������  2.613	 2.251

Sonstige berufsbildende Schulen	�������  306	 367

Hochschulen und Fachhochschulen	 349	 385

Kooperatives Modell	 200	 148

Unterbringung in Internaten	 4	 9

Häftlinge in der Ausbildung	 10	�� 10

Gesamt	 45.293	������ 44.687

		   Unfall	 BK	 Unfall	 BK

7	 Hilfeleistung und Sicherheit	 451	 5	 423	 1
72	 Katastrophenschutz	 10		  16
73	 Kranken- und Rettungstransport	 67	 1	 86	 1
75	 Polizei	 53	 4	 65
76	 Justizvollzugsanstalten	 191		  148	
77	 Hilfeleistung im Einzelfall	 130		  108

8	�������������   Verkehr	 0	��� 	�� 0	
81	���������������������������    Flughäfen, Landeplätze	 0		  0

9	���������������������     Sonstiges	 397	 8	 401	 3
91	 Sonstige Unternehmen	�����������    282	 1	 300	 3
92	���������������������    Haushaltungen	 66	 2	 54
93	������������������������������������     Mess-, Prüf-, Aufsichtsstellen	 4		  2	
94	 Forschungseinrichtungen	 30	 2	 19	
98	 Sonstige Betriebsart	 2	 1	 0	
99	 Keine Angabe zur Betriebsart	 13	2���  	 26
Zwischensumme	 6.190	 106	 6.350	 84
Abgaben an andere Unfallversicherungsträger	 2.907	 2.649
Meldungen gesamt:	 9.203	 9.083

	  



1) 	Zitiert nach: Kampf für eine bessere Arbeitswelt. Die Geschichte des Arbeitsschutzes, Hg: DASA, 
	 Dortmund, 2003, S. 11
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Gesetzliche Unfallversicherung

125 Jahre gesetzliche Unfallversicherung – ein Rückblick

Stabilität – von Anfang an

Mit der Gründung einer Versi-
cherung gegen Arbeitsunfälle 
und – in einem zweiten Schritt 
– auch gegen Berufskrankheiten 
betrat Deutschland im Jahr 
1885 Neuland. Die gesetzliche 
Unfallversicherung erwies sich 
als erstaunlich belastbare Insti-
tution, die selbst in turbulenten 
Zeiten ihren gesetzlichen Auf-
trag erfüllt.

Kaiserreich und industrielle Re-
volution

Die Geschichte der gesetzlichen 
Unfallversicherung beginnt in 
der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts. Rasant verändert die 
Industrialisierung das ehemals 
landwirtschaftlich geprägte Land. 
Fabriken schießen förmlich aus 
dem Boden. Einerseits bieten 
sie neue Arbeitsplätze und die 
werden aufgrund des Bevölke-
rungswachstums auch dringend 
gebraucht. Gleichzeitig verän-
dern sie aber auch die beste-
hende Sozialordnung. Immer 
mehr Menschen wandern aus 
Landwirtschaft und Handwerk ab 
und verdingen sich als Arbeiter 
in den Fabriken. Dort haben sie 
zunächst  kaum Rechte: Die Löh-
ne sind gering, die Arbeitszeiten 
lang, die Arbeitsbedingungen oft 
katastrophal. 
Ein Bericht des Pädagogen 
Adolph  Diesterweg (1790 – 1866) 
über die Kinderarbeit in Textilfa-
briken vermittelt einen Eindruck 
von den damals herrschenden 

Verhältnissen:  
„… nach kurzer Zeit spinnt, spult, 
klopft und hämmert es maschi-
nenmäßig fort, von Minute zu Mi-
nute und von Stunde zu Stunde, 
bis die Mittagglocke die Arbeiter 
eine Stunde entlässt. Das Kind 
eilt nach Hause, verzehrt sein 
mageres Mittagsbrot, wandert 
um 1 Uhr wieder seinem Kerker 
zu (…) und setzt seine Tätigkeit 
von Minute zu Minute und Stun-
de zu Stunde, bis 7 oder 8 Uhr 
am Abend fort.“ (1)

In Folge dieser schlechten, un-
gesicherten Arbeitsbedingungen 
erreicht die Zahl der Arbeitsun-
fälle schwindelerregende Höhen.      
Die wenigen „Fabrikinspektoren“ 
– Vorgänger der Gewerbe-           
aufsicht –, die es seit 1854 gibt, 

können den Mängeln kaum Ein-
halt gebieten. 
Erleidet ein Arbeiter einen Unfall, 
hat er keinerlei Absicherung: Auf 
ihn wartet oft nur noch Kündi-
gung und Armut. Auch das 1871 
erlassene Haftpflichtgesetz für 
Unternehmer ändert daran we-
nig. Denn die verunfallten Ar-
beiter müssen ihrem Arbeitge-
ber ein schuldhaftes Verhalten 
nachweisen. Für die meisten ist 
das schon allein aus finanziellen 
Gründen eine unmöglich zu er-
füllende Bedingung.
Die elenden Lebensbedingungen 
einer rasch wachsenden Arbei-
terschaft werden zur beherr-
schenden sozialen Frage der 
Zeit. Lange zieht der Staat sich 
auf die Position zurück, dass der 

Quelle: DGUV



2)	 Zitiert nach: Heinrich Braun, Industrialisierung und Sozialpolitik in Deutschland, Köln/Berlin, 1956, S.76
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Interessenausgleich zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
eine privatrechtliche Angelegen-
heit sei. Doch aus unterschied-
lichen Gruppen der Gesellschaft 
werden Forderungen laut, die 
ungesicherte Existenz der Ar-
beiter nicht länger hinzunehmen 
und sie in einer „Arbeiterversi-
cherung“ abzusichern. 
Reichskanzler Otto von Bismarck 
ist sich des Handlungsbedarfs 
wohl bewusst: „Verfällt er (der 
Arbeiter) aber der Armut auch 
nur durch eine längere Krank-
heit, so ist er darin nach seinen 

eignen Kräften vollständig hilflos 
und die Gesellschaft erkennt ihm 
gegenüber bisher eine eigent-
liche Verpflichtung außer der 
ordinären Armenpflege nicht an, 
auch wenn er noch so treu und 
fleißig die Zeit vorher gearbeitet 
hat.“ (2)

Bismarck favorisiert eine öf-
fentlich-rechtliche Unfallversi-
cherung, die den Betroffenen 
unabhängig von der Verschul-
densfrage entschädigt. Die Ko-
sten sollen nach seinen Vorstel-
lungen allein die Arbeitgeber und 
der Staat tragen. Viele Unterneh-

mer fürchten steigende Kosten, 
einige aber, wie der Stahlindustri-
elle Louis Baare weisen darauf 
hin, dass eine wachsende Indus-
trie auf zufriedene und gesunde 
Arbeiter angewiesen ist.
Bismarck erhofft sich jedoch 
noch einen ganz anderen  Ge-
winn. Jenseits des Sozialisten-
gesetzes „gegen die gemein-
gefährlichen Bestrebungen der 
Sozialdemokratie“ sucht er nach 
einem Mittel, die soziale Frage 
zu entspannen. Er will die unzu-
friedenen Arbeiter mit dem Staat 
versöhnen und weiterem Aufruhr 
zuvorkommen. 
Diese Überlegung wird auch in 
der „Kaiserlichen Botschaft“, 
mit der Kaiser Wilhelm I. 1881 
die Sozialversicherung begrün-
det, deutlich: „Schon im Februar 
dieses Jahres haben Wir Unsere 
Überzeugung aussprechen las-
sen, daß die Heilung der sozialen 
Schäden nicht ausschließlich im 
Wege der     Repression sozialde-
mokratischer Ausschreitungen, 
sondern gleichmäßig auf dem der 
positiven Förderung des Wohles 
der Arbeiter zu suchen ist.“

Strukturen und Aufgaben

In nur sechs Jahren, von 1883 bis 
1889 legt der Reichstag mit drei 
neuen Gesetzen den Grundstein 
für die moderne Sozialversiche-
rung:  die Kranken-, die Unfall- 
und die Rentenversicherung. 
Im Kern enthält das Unfallver-
sicherungsgesetz vom 6. Juli 
1884 viele Elemente, die bis heu-
te Bestand haben: Von Anfang 
an obliegt die  Finanzierung der 
Versicherung allein den Unter-

Quelle: DGUV
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nehmern. Im Gegenzug werden 
sie von ihrer zivilrechtlichen Haft-
pflicht befreit. Auch das Prin-
zip der Einstufung der Betriebe 
und ihrer Beiträge nach Ge-
fahrklassen wird bereits mit der 
Gründung der Berufsgenossen-
schaften eingeführt. 55 sind es, 
die das Reichsversicherungsamt 
in seiner Bekanntmachung vom  
5. Juni 1885 anerkennt. Im glei-
chen Jahr kommt es auch zur 
Einrichtung so genannter Aus-
führungsbehörden des Reichs 
und der Bundesstaaten für die 
Unfallversicherung in staatlichen 
Betrieben, es sind die Vorgänger 
der heutigen Unfallkassen.
Geführt werden die Berufsgenos-
senschaften von einer Selbstver-
waltung der Unternehmer. Für 
eine Beteiligung der Arbeitneh-
mer, die einzelne Stimmen for-
dern, gibt es keine Mehrheit. Die 
Parität in der Selbstverwaltung 
wird erst 1951 verwirklicht wer-
den. Versichert gegen die Folgen 
von Arbeitsunfällen sind zunächst 
allerdings nur Beschäftigte aus 
„gefährlichen“ Betrieben. Zwar 
wird diese Definition in den fol-
genden Jahren beständig ausge-
weitet, der Versicherungsschutz 
für alle Arbeitnehmer kommt je-
doch erst 1942. 
Unfallverhütung ist neben der 
Rehabilitation und  Entschädi-
gung von Arbeitnehmern, die 
einen Arbeitsunfall erlitten ha-
ben, das zentrale Anliegen der 
gesetzlichen Unfallversicherung. 
Bereits 1886 – nur ein Jahr nach 
der Gründung - wird die erste Un-
fallverhütungsvorschrift von einer 
Berufsgenossenschaft  erlassen. 
Bis ins Jahr 1900 haben die Be-
rufsgenossenschaften lediglich 
das Recht, Unfallverhütung in 

den Betrieben zu betreiben. Da-
nach wird es zu ihrer Pflichtauf-
gabe.  Das schlägt sich auch in 
der Zahl ihrer Technischen Auf-
sichtsbeamten nieder: 1910 sind 
es immerhin schon 339.

Weimarer Republik

In der schrittweisen Erweiterung 
des Unfallversicherungsrechts 
ist das Jahr 1925 von Bedeu-
tung: Nach heftigen politischen 
Auseinandersetzungen wird die 
Unfallversicherung erstmals auf 
Berufskrankheiten ausgedehnt.  
Das sind damals Erkrankungen 

durch Blei, Phosphor, Queck-
silber, Arsen, Benzol, Schwefel-
kohlenstoffe, Paraffin, Teer, An-
thrazen und Pech, aber auch die 
Wurmkrankheiten der Bergleute, 
Erkrankungen durch Röntgen-
strahlen, der graue Star bei Glas-
machern und die Schneeberger 
Lungenkrankheit. Im Laufe der 
Jahrzehnte wird die Liste der Be-
rufskrankheiten beständig erwei-
tert, heute umfasst sie 73 Krank-
heitsbilder.
Hinzu kommen 1925 auch die 
Wegeunfälle, die  in den Versiche-
rungsschutz mit einbezogen wer-
den. Außerdem wird der gesetz-

Quelle: DGUV
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3)	 Zitiert nach: Wolfgang Ricke. X, (Kapitel 2, S.4)

liche Präventionsauftrag deutlich 
erweitert: 
Die Berufsgenossenschaften sol-
len demnach dafür sorgen, dass 
„soweit es nach dem Stand der 
Technik und der Heilkunde und 
nach der Leistungsfähigkeit der 
Wirtschaft möglich ist, Unfälle 
verhütet werden und bei Unfällen 
dem Verletzten eine wirksame er-
ste Hilfe zuteil wird“ (§848 RVO), 
denn: „Drohenden Schaden ver-
hüten ist besser und vorteilhafter 
als entstandenen Schaden zu hei-
len.“ (3) 

Um diesem Auftrag gerecht zu 
werden, setzen Berufsgenos-
senschaften und Unfallkassen in 
dieser Zeit auch erstmals moder-
ne Medien wie Bild und Film ein, 
um Arbeiter und Unternehmer 
zu sensibilisieren. Trotz Kriegs-
folgen und Weltwirtschaftskri-
se macht die Unfallverhütung 
in der Weimarer Republik damit 
Fortschritte. Finanziell allerdings 
leidet die Unfallversicherung 
unter dem Niedergang der Wirt-
schaft. Viele Betriebe können 
ihre Beiträge nicht mehr zahlen, 

die Rückstände belaufen sich 
zeitweise auf bis zu 60 Prozent 
der Jahresumlage. Mit einer 
Notverordnung kürzt die Regie-
rung deshalb 1932  Renten und 
Gehälter. Gleichzeitig stützen 
stabile Berufsgenossenschaften 
die schwächeren. Die Selbstver-
waltung lehnt jegliche staatliche 
Einmischung ab. Und letztlich 
können die finanziellen Probleme 
auch ohne staatliche finanzielle 
Hilfen überwunden werden. 

Drittes Reich

In der Zeit des Dritten Reiches 
bleibt die Unfallversicherung in 
ihrer Organisationsform und ih-
ren Aufgaben im Kern unbeein-
trächtigt. Stärkster Eingriff ist die 
Absetzung der Selbstverwaltung 
und die Implementierung des 
„Führerprinzips“. Der National-
sozialismus hatte ein eigenstän-
diges Interesse an der Verhütung 
von Arbeitsunfällen und Berufs-
krankheiten. Sein Ziel war die 
Stärkung der „Volksgesundheit“ 
als Voraussetzung für die wirt-
schaftlichen und militärischen 
Pläne des Regimes. Der erste 
deutliche Einfluss der national-
sozialistischen Ideologie auf die 
Verwaltungen der Unfallversi-
cherung ist in der Vertreibung 
jüdischer Unternehmer aus ihren 
Ehrenämtern in den Berufsge-
nossenschaften zu sehen. Wi-
derstand haben die Verantwort-
lichen der Unfallversicherung 
dem neuen Regime wohl nur an 
wenigen Stellen entgegenge-
bracht. Die Stimmung schwankt 
eher zwischen Anpassung und 
Begeisterung. So wird in einem 

Quelle: DGUV



Protokoll der Großhandels- und 
Lagerei-Berufsgenossenschaft 
vom August 1939 die Flucht jü-
discher Unternehmer nur inso-
weit erwähnt, als man sich Sor-
gen machte um die „Sicherung 
der jüdischen Beiträge“. 
Dennoch fällt 1942 einer der 
wichtigsten Fortschritte im Un-
fallversicherungsrecht gerade in 
diese Zeit: die Ausdehnung des 
Versicherungsschutzes auf alle 
Arbeitnehmer – ohne Ausnahme. 

Nachkriegszeit

Nach dem Krieg wird die Un-
fallversicherung ebenso wie das 
Land zerrissen: In der DDR gibt 
es nur noch eine Einheits-Sozial-
versicherung, der Arbeitsschutz 
wird allein von staatlichen Stellen 
ausgeübt.  In der neuen Bundes-
republik revidieren die  politisch 
Verantwortlichen die struktu-
rellen Veränderungen der NS-
Zeit: 1951 wird die paritätische 
Selbstverwaltung eingeführt. In 
dieser Zeit werden auch die er-
sten berufsgenossenschaftlichen 
Kliniken gebaut, um den Versi-
cherten eine optimale Versor-
gung bieten zu können. Parallel 
zur medizinischen Rehabilitation 
wächst auch die Bedeutung der 
Prävention. In den 60er Jahren 
bekräftigt die Politik das Prinzip 
der Unfallversicherung durch 
den gesetzlichen Auftrag, Unfälle 
„mit allen geeigneten Mitteln“ zu 
verhüten.  
Eine große Ausweitung ihrer Ver-
antwortung erfahren die Unfall-
versicherungsträger der öffent-
lichen Hand dann 1971 mit der 
Gründung der Schülerunfallversi-
cherung. Seither genießen auch 
alle Schüler, Studenten, Hort- 

und Kindergartenkinder Versi-
cherungsschutz bei Unfällen, die 
ihnen in ihrer Bildungsstätte oder 
auf dem Weg dorthin zustoßen. 
Im Übrigen sind bei den Unfall-
kassen viele im öffentlichen Inte-
resse selbstlos tätige Personen 
versichert, zum Beispiel Lebens-
retter und – unter bestimmten 
Voraussetzungen – auch ehren-
amtlich Tätige. 

Die Einheit 

Die nächste große Herausforde-
rung für die gesetzliche Unfall-

versicherung wird wiederum von 
einem bedeutenden politischen 
Einschnitt markiert: der deutschen 
Einigung. Alle Unfallversiche-
rungsträger beteiligen sich in viel-
facher Form am „Aufbau Ost“. Sie 
schaffen neue Strukturen, stellen 
Mitarbeiter ein, planen weitere Kli-
niken. Zwar wird nicht – wie 1992 
von der Föderalismuskommission 
gewünscht – die Hauptverwal-
tung einer Berufsgenossenschaft 
in die neuen Bundesländer verla-
gert, dafür entsteht am Standort 
Dresden die neue Akademie für 
Arbeitssicherheit und Gesund-
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4)	 Der Branchenbezug und das Umlageprinzip der gewerblichen Unfallversicherung führen dazu, dass 
die Beitragsbelastung der Branchen mit zurückgehender Bedeutung ansteigt, da weniger Beitragszahler 
die in der Vergangenheit begründeten und lebenslang laufenden Rentenzahlungen aus „besseren Tagen“ 
finanzieren müssen. Der bisherige Lastenausgleich bewirkte, dass derartige „Rentenaltlasten“ ab einem 
bestimmten Ausmaß von den übrigen Branchen solidarisch mitgetragen wurden. Dieses Prinzip wird seit 
dem UVMG (2008) schrittweise von der „Lastenverteilung“ abgelöst. Sie beinhaltet, dass alle neuen und 
alten Rentenlasten gemeinsam  getragen werden. Maßstab für den Anteil einer jeden Berufsgenossen-
schaft ist deren aktuelles Unfall und Berufskrankheitengeschehen. 

heitsschutz. Ihre Aufgabe ist es, 
der immer wichtiger werdenden 
Qualifizierung von Mitarbeitern 
und externen Fachkräften ein Fo-
rum zu bieten. Gleichzeitig wird 
es nötig, zusätzlich zu den bereits 
bestehenden Forschungsstät-
ten  neue Kapazitäten zu schaf-
fen. Denn das industrielle Erbe 
der DDR, wie der Uranbergbau 
Wismut, verlangt nach angemes-
senen Lösungen für die ehemals  
dort Beschäftigten. 
Hinzu kommen weitere neue 
Aufgaben: Mit dem 1996 ab-
geschlossenen Siebten Sozial-
gesetzbuch (SGB VII) und dem 
Arbeitsschutzgesetz wird der 
Präventionsauftrag der Unfallver-
sicherung noch einmal erweitert. 
Er umfasst jetzt zusätzlich zu 
der Verhütung von Arbeitsunfäl-
len und Berufskrankheiten auch 
die Abwehr arbeitsbedingter 
Gesundheitsgefahren – wie Rü-
ckenleiden oder psychische Be-
lastungen. Um auch auf diesem 
neuen Arbeitsfeld effektiv zu 
sein, sucht die Unfallversiche-
rung eine engere Kooperation 
mit den Krankenkassen. Darüber 
hinaus bestätigt das SGB VII die 
bewährten Prinzipien der gesetz-
lichen Unfallversicherung.

Neueste Entwicklungen

Im Kern lässt sich das auch noch 
für das politisch heiß umkämpfte 

Unfallversicherungsmodernisie-
rungsgesetz (UVMG) sagen, das 
2008 in Kraft tritt. Trotzdem bringt 
das UVMG einschneidende Ver-
änderungen:  
Das System des Lastenaus-
gleichs (4) wird dem wirtschaft-
lichen Strukturwandel angepasst, 
der jährliche Lohnnachweis der 
Unternehmer wird abgeschafft, 
die Zusammenarbeit der Un-
fallversicherungsträger und des 
staatlichen Arbeitsschutzes wird 
in der Gemeinsamen Deutschen 
Arbeitsschutzstrategie (GDA) 
weiter entwickelt. Große Anfor-
derungen an alle Unfallversiche-
rungsträger stellt auch der poli-
tische Auftrag zu fusionieren. 
In der Geschichte der Unfallver-
sicherung gab es schon früher 
Fusionen, um das System dem 
Strukturwandel in der Wirtschaft 
anzupassen. Auch die Fusion der 
beiden Spitzenverbände von Be-
rufsgenossenschaften und Un-
fallkassen zur Deutschen Gesetz-
lichen Unfallversicherung (DGUV) 
beschloss die Selbstverwaltung 
aus eigener Initiative. Politik und 
Selbstverwaltung einigten sich 
schließlich darauf, dass von den 
2004 existierenden 35 gewerb-
lichen Berufsgenossenschaften 
2010 nur noch neun übrig blei-
ben sollen. Im Bereich der öffent-
lichen Hand ist das Ziel: mög-
lichst nur noch eine Unfallkasse 

pro Bundesland und eine auf 
Bundesebene. Größtes Anliegen 
der Unfallversicherungsträger ist 
es dabei, ihre erfolgreiche bran-
chenspezifische Präventionsar-
beit fortführen zu können. 

Nach 125jährigem Bestehen ist 
die Unfallversicherung zu Beginn 
des neuen Jahrtausends mitten 
in einem Prozess der Verände-
rung und Restrukturierung. Wie 
immer in ihrer Geschichte ist sie 
damit auch ein Spiegel der Um-
brüche und des Wandels der Ar-
beitswelt, in der und für die sie 
tätig ist. Am Kern ihres Auftrags 
jedoch hat sich seit ihrer Einfüh-
rung kaum etwas verändert. 

Quelle: DGUV
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Informationskampagne zur Ablösung der Unternehmerhaft-
pflicht bei Arbeitsunfällen 

Vor der Einführung der gesetz-
lichen Unfallversicherung richte-
ten sich Schadenersatzansprü-
che des Arbeitnehmers nach 
einem Unfall im Betrieb gegen 
den Arbeitgeber. Wollte der Ar-
beitnehmer Gesundheitsschäden 
ersetzt bekommen, musste er 
beweisen, dass der Arbeitgeber 
den Unfall zu verantworten hat-
te. Aber auch für die Unterneh-
mer waren – vor allem schwere 
Unfälle – ein großes wirtschaft-
liches Risiko, was mit dem Ruin 
des Unternehmens einhergehen 
konnte.

Mit Einführung der gesetzlichen 
Unfallversicherung durch das 
Unfallversicherungsgesetz 1884 
wurde daher das System der 
„Ablösung der Unternehmerhaft-
pflicht“ verankert. Rein durch 
Beiträge der Unternehmer traten 
umlagefinanzierte Berufsgenos-
senschaften für Personenschä-
den bei Arbeitsunfällen und Be-
rufskrankheiten ein. Gleichzeitig 
wurde die nebenher bestehende 
zivilrechtliche Haftung der Un-
ternehmer bei Personenschäden 
auf Vorsatz und den Wegeunfall 
beschränkt. 

Der verschuldensunabhängige 
gesetzliche Versicherungsschutz 
trat an die Stelle der möglichen 
privaten Haftung des Unterneh-
mers, löste diese quasi ab.
 
Dieses im 19. Jahrhundert einge-
führte System ist auch im heu-
tigen Recht der gesetzlichen Un-
fallversicherung fest verankert.

Im Laufe der Jahre wurde diese 
Haftungsbeschränkung auch auf 
die Haftung von Betriebsangehö-
rigen untereinander erweitert. Zur 
Wahrung des Betriebsfriedens 

sind daher auch Unfälle, die von 
Beschäftigten desselben Unter-
nehmens bei einer betrieblichen 
Tätigkeit verursacht werden, haf-
tungsprivilegiert, d. h. sie haften 
bei Personenschäden auch nur 
bei Vorsatz bzw. bei Wegeunfäl-
len.

Gleiches gilt analog zwischen 
Kindern, Schülern, Studenten 
untereinander sowie zwischen 
den Kindern, Schülern, Stu-
denten und Erziehern/Lehrern/
Dozenten.

Weitere Informationen enthält der 
Internetauftritt der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung 
unter www.dguv.de/wir-haften.

Quelle: DGUV
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DGUV: Einer aktuellen dimap-Umfrage zur Folge kennt nur einer von fünf Arbeitgebern die Ablösung 
der Unternehmerhaftpflicht durch die Unfallversicherung. Das überrascht, denn immerhin schützt 
die Haftungsablösung als zentrale Leistung der gesetzlichen Unfallversicherung die Unternehmen 
vor existenzbedrohenden Schadensersatzforderungen. Im Klartext bedeutet dies im internationa-
len Vergleich: Klagen aufgrund von Asbest-Berufskrankheiten haben beispielsweise in den USA 
ganze Unternehmen in den Bankrott getrieben. 

Der Unkenntnis über die Haftungsablösung soll nunmehr durch die Informationskampagne entge-
gen gesteuert werden. Auffällige Anzeigen und Plakate werden in den Medien geschalten. Sie sol-
len die Haftungsablösung durch die gesetzliche Unfallver-sicherung bekannter und transparenter 
machen.



Fragen und Antworten zum Unfallversicherungsschutz in der 
Freiwilligen Feuerwehr

Antwort: Kinder und Jugendli-
che stehen als Angehörige der 
Jugendfeuerwehr bei allen Ver-
richtungen, welche den Aufga-
ben und Zwecken der Feuerwehr 
dienen, unter dem Schutz der 
gesetzlichen Unfallversicherung 
bei der Feuerwehr-Unfallkasse 
Brandenburg. Damit Versiche-
rungsschutz gewährt werden 
kann, ist eine formale Aufnahme 
in die Nachwuchsfeuerwehr  not-

wendig. Über die Aufnahme ent-
scheidet der Träger des Brand-
schutzes nach Einverständnis 
der Erziehungsberechtigten in 
eigener Verantwortung. Aufgrund 
des frühen Eintrittsalters wird 
empfohlen, dass sich die Träger 
des Brandschutzes vor einer Auf-
nahme in die Jugendfeuerwehr 
bzw. Nachwuchsfeuerwehr von 
der körperlichen und geistigen 
Eignung der Kinder und Jugend-

lichen überzeugen und verant-
wortlich entscheiden.

Weitere Informationen zur Ju-
gendfeuerwehr finden Sie unter 
dem Internetauftritt der Landes-
jugendfeuerwehr Brandenburg 
www.ljf-bb.de. Hier steht unter 
anderem ein Arbeitsheft „Kinder 
in die Feuerwehr“ als PDF-Datei 
bereit.
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Die Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg erhält regelmäßig Anfragen der Freiwilligen Feuerwehren, 
der Städte und Gemeinden, der Feuerwehrmitglieder und von deren Familienangehörigen. Um Ihnen 
einen Einblick zu gewähren, welche Fragen der Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg (FUK) häufiger 
gestellt werden, finden Sie nachfolgend ausgewählte Beispiele.  

Frau P. aus F. fragt an: 
„Mein Kind (6 Jahre) möchte in die Freiwillige Feuerwehr. Ist mein Sohn, wenn ihm dabei etwas passiert, 
gegen Unfall abgesichert?“

Antwort: Die Mitglieder der Ju-
gendfeuerwehr stehen während 
der Teilnahme am Sommerzeltla-
ger unter gesetzlichem Unfallver-
sicherungsschutz. Zuständiger 
Unfallversicherungsträger ist die 
Feuerwehr-Unfallkasse Branden-
burg. Versicherungsschutz ist für 
alle Verrichtungen zu gewähren, 
welche Bestandteil der Veran-
staltung sind und wesentlich mit 
der feuerwehrspezifischen Tätig-
keit im Zusammenhang stehen. 
Auch die An- und Rückreise zum 
bzw. vom Veranstaltungsort wer-
den vom Versicherungsschutz 
umfasst. Zu beachten ist, dass 
grundsätzlich nicht alle Tätig-
keiten unter Unfallversicherungs-
schutz stehen. Unterschieden 

Der Landesjugendfeuerwehrwart K. erkundigt sich: 
„Die Jugendfeuerwehr des Ortes L. nimmt an einem Sommerzeltlager teil. Besteht für die jugendlichen 
Teilnehmer Unfallversicherungsschutz?“

wird zwischen Betätigungen, die 
wesentlich mit der angeordneten 
(feuerwehrspezifischen) Tätigkeit 

zusammenhängen, und privaten 
Tätigkeiten, wie zum Beispiel Es-
sen und Trinken.
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der Freiwilligen Feuerwehren, die 
beim Aufenthalt an einem ande-
ren Ort (hier Brandenburg) als 
dem Wohnort (hier Berlin) in die 
dortige Freiwillige Feuerwehr ein-
gegliedert sind und Tätigkeiten 
verrichten, die den Aufgaben 

und Zwecken dieser Freiwilligen 
Feuerwehr dienen, besteht Un-
fallversicherungsschutz über die 
Feuerwehr-Unfallkasse Branden-
burg.

Antwort: Mitglieder der Freiwilli-
gen Feuerwehren unterstehen bei 
Wohnortwechsel grundsätzlich 
dem neuen Träger des Brand-
schutzes und erhalten bei Auf-
nahme in die dortige Wehr Versi-
cherungsschutz. Für Angehörige 

Stadtbrandmeister W. fragt: 
„Ein Mitglied der Freiwilligen Feuerwehr hat seinen Hauptwohnsitz aufgrund eines Arbeitsplatzwechsels 
in Berlin angemeldet. Am Wochenende hält sich der Kamerad im Land Brandenburg in seiner Nebenwoh-
nung auf und arbeitet aktiv in unserer örtlichen Freiwilligen Feuerwehr mit. Besteht bei der FUK-Branden-
burg Versicherungsschutz, auch wenn  der Kamerad in einem anderen Bundesland gemeldet ist.“ 

Antwort: Ob und in welchem 
Umfang Privatpersonen im Rah-
men der Öffentlichkeitsarbeit 
oder bei Festveranstaltungen auf 
Fahrzeugen der Freiwilligen Feu-
erwehr mitgenommen werden 
dürfen, obliegt der Entscheidung 
des Trägers des Brandschutzes 
und den Verantwortlichen der 
Freiwilligen Feuerwehr vor Ort. 
Die auf Fahrzeugen mitgenom-
menen Privatpersonen genie-
ßen dabei aufgrund fehlender 
Mitgliedschaft in der Freiwilligen 
Feuerwehr keinen Unfallversi-
cherungsschutz über die Feuer-
wehr-Unfallkasse Brandenburg.  

Die Freiwillige Feuerwehr möchte wissen: „Bei einer Festveranstaltung der  Gemeinde W. stellen wir unsere 
Feuerwehr mit einem Fahrzeug vor. Privatpersonen dürfen an diesem Tag in unserem Fahrzeug mitfahren. 
Wer genehmigt die Mitfahrten und besteht für die Privatpersonen Versicherungsschutz?“

Feuerwehrmann F. fragt an: Bei einem Einsatz verlor ich mein teures Handy? Wird mir der Schaden durch 
die Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg ersetzt?

Antwort: Mit Inkrafttreten des 
Unfallversicherungsmodernisie-
rungsgesetzes (UVMG) ist die 
Entschädigung von Sachschä-
den durch die Träger der gesetz-
lichen Unfallversicherung ab dem 
01.10.2008 nur noch in Ausnah-

mefällen möglich. Sachschäden 
der Feuerwehrangehörigen (am 
Privateigentum) sowie Sach-
schäden am Feuerwehrfahrzeug 
bzw. an Feuerwehrgerätschaften 
sind dem Kommunalen Scha-
densausgleich (KSA) anzuzeigen. 

Sollten Sachschäden der Feuer-
wehrangehörigen dort abgelehnt 
werden, kann die Feuerwehr-Un-
fallkasse Brandenburg im Nach-
gang Ersatzansprüche prüfen.  
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Antwort: Welche genauen Auf-
gaben Sie im Rahmen Ihrer Tä-
tigkeit bei der Freiwilligen Feuer-
wehr noch wahrnehmen können, 
obliegt der Entscheidung des 
Trägers des Brandschutzes im 
Rahmen seiner Auswahlverant-
wortung unter Beachtung der 
Unfallverhütungsvorschriften. 
Der Träger des Brandschutzes 
ist dafür verantwortlich, dass für 
den Feuerwehrdienst nur kör-
perlich und fachlich geeignete 
Feuerwehrangehörige eingesetzt 
werden (§14 Unfallverhütungs-
vorschrift „Feuerwehren“ GUV-V 
C 53, bisher: GUV 7.13).   

Herr D. aus H. teilt mit: 
„Ich gehe demnächst in den wohlverdienten Ruhestand und beziehe Altersrente. Kann ich weiterhin Mit-
glied der Freiwilligen Feuerwehr bleiben und welche Tätigkeiten darf ich noch ausführen?“

Die Freiwillige Feuerwehr fragt an: „Die Stadt C. plant Baumschnittarbeiten durchzuführen. Wir, als Freiwil-
lige Feuerwehr der Stadt, haben uns bereiterklärt diese Baumschnittarbeiten zu übernehmen. Besteht für 
diese Tätigkeiten gesetzlicher Unfallversicherungsschutz?

Antwort: Bei reinen Baumpfle-
gemaßnahmen der Stadt, in de-
nen die Mitglieder der Freiwilli-
gen Feuerwehr als sogenannte 
„unentgeltliche Arbeitskräfte“ 
herangezogen werden, handelt 
es sich nicht um Tätigkeiten, die 
als Feuerwehrdienst, wie tech-
nische Hilfeleistung oder Abwehr 

sonstiger Gefahren, eingestuft 
werden können. Versicherungs-
schutz besteht dann nicht über 
die Feuerwehr-Unfallkasse Bran-
denburg. Ausnahmen bilden 
Lehrveranstaltungen der Mit-
glieder der Freiwilligen Feuerwehr 
im Umgang mit der Motorsäge. 
Die Angehörigen der Freiwilligen 

Feuerwehr könnten während der 
reinen Baumpflegemaßnahmen 
über die Unfallkasse Branden-
burg versichert sein, wenn die 
Stadt die Angehörigen der Frei-
willigen Feuerwehr auffordert, 
vorübergehend „wie Beschäf-
tigte“ für sie tätig zu werden.

Die Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg weist ausdrücklich darauf 
hin, dass kein pauschaler Unfallversicherungsschutz gewährt wird. 
Eine Prüfung im Einzelfall ist unerlässlich. Darüber hinaus verwei-
sen wir auf unseren Flyer „Gesetzlicher Unfallversicherungsschutz 
für ehrenamtliche Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren im Land 
Brandenburg“, welchen Sie direkt auf unserer Internetadresse www.
fukbb.de als Leistungskatalog herunterladen können. Bei bestehen-
den Fragen wenden Sie sich bitte schriftlich an die Feuerwehr-Unfall-
kasse Brandenburg. 
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Auch bei Eile oder kurzen Stre-
cken sollten Eltern darauf ach-
ten, dass ihre Kinder im Auto 
richtig gegen Unfälle gesichert 
sind. Darauf weisen Unfallkassen 
und Berufsgenossenschaften im 
Rahmen ihrer Präventionskam-
pagne „Risiko raus!“ hin.
Rund 1.000 Kinder unter 12 Jah-
ren erleiden jedes Jahr einen 
Schulwegunfall bei der Mitfahrt 
im elterlichen PKW. „Diese Un-
fälle enden zum Glück nur selten 
tödlich“, sagt Dr. Walter Eichen-
dorf, stv. Hauptgeschäftsfüh-
rer der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung (DGUV) und 
Präsident des Deutschen Ver-
kehrssicherheitsrats (DVR). „Die 
Zahl zeigt aber: Das Unfallrisiko 
ist real. Wer Abstriche bei der 
Sicherheit macht, geht ein be-
trächtliches Risiko ein.“ Kinder, 
die noch nicht 12 Jahre alt sind 
oder die Größe von 1,50 Me-
ter noch nicht erreicht haben, 
dürfen deswegen nur in einem 
geeigneten Kindersitz im Auto 
mitfahren. So will es das Gesetz 
– auch bei kurzen Strecken, die 
mit niedriger Geschwindigkeit 
zurückgelegt werden. „Bei einem 

Auch bei Eile und kurzen Strecken – der Kindersitz ist ein Muss! 
Rund 1.000 Schulwegunfälle jährlich im elterlichen PKW

Unfall können schon bei einer 
Geschwindigkeit von 30 km/h 
Kräfte auftreten, die zu schweren 
Verletzungen beim Kind führen 
können“, sagt Andreas Bergmei-
er, Referent Kinder und Jugend-
liche beim DVR. Das Kind ohne 
Kindersitz nur mit dem vorhan-
denen Gurt zu sichern, sei keine 
Lösung. „Eben mal den Erwach-
senengurt zu benutzen, weil der 
Weg zur Schule kurz ist, kann 
sich als fataler Fehler erweisen“, 
so Bergmeier. Der Grund: Bei 
einer Körpergröße unter 1,50 
Meter verlaufen die Gurte nicht 
über die richtigen Körperstellen. 
„Über den Bauch statt über das 
Becken, über den Hals statt über 
die Schulter.“ Bei einem Unfall 
könne das dazu führen, dass 
das Kind unter dem Gurt durch-        
rutsche oder dass der Gurt inne-
re Organe oder die Halsschlaga-
der verletze.
Am Kindersitz führt daher kein 
Weg vorbei. Für die Auswahl gibt 
es folgende Hinweise:
¢ Für Neugeborene ist die Ba-
byschale Pflicht. Sie wird immer 
rückwärts und am besten auf der 
Rückbank eingebaut. Ein Kind 

ist erst dann aus der Babyscha-
le herausgewachsen, wenn der 
Kopf an den Schalenrand reicht.
¢ Kinder bis 4 ½ Jahren fahren 
in einem Kindersitz mit, der dem 
Standard ECEGruppe I ent-
spricht, ältere Kinder in Kinder-
sitzen der ECE-Gruppen II und 
III. Um gebrauchte Kindersitze 
sollten Eltern einen Bogen ma-
chen. Es sei denn, sie kennen 
den Verkäufer und wissen, dass 
der Kindersitz nicht beschädigt 
ist.
¢ Von der Benutzung einfacher 
Sitzerhöhungen ohne Rücken-
lehne und Kopfstützen wird drin-
gend abgeraten.
¢ Für alle Sitze gilt: Wer sich für 
ein Isofix-System entscheidet, 
sollte sich vorher im Internet in-
formieren. Denn nicht jedes Mo-
dell ist in jedem entsprechend
ausgerüsteten Fahrzeug ein-
setzbar. „Allerdings: Selbst der 
schönste Sitz bringt nichts, wenn 
er falsch installiert wird“, erklärt 
Bergmeier. Mangelnde Sorgfalt 
könne zu Fehlern führen und da-
mit den Schutz für die kleinen 
Passagiere verringern. Und das 
kommt nicht selten vor, wie eine 
Untersuchung des ADAC aus 
dem Jahr 2008 belegt. Danach 
betrug der Anteil der falsch ver-
wendeten Kindersitze immerhin 
11 Prozent.
Weitere Informationen zu Kinder-
sitzen und Babyschalen enthält 
die DVR-Broschüre „Geschnallt“ 
unter www.dvr.de. Tipps und 
Hinweise zum sicheren Schul-
weg gibt es unter www.risiko-
raus.de.

Quelle: Deutscher Verkehrssicherheitsrat
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Die Unfallkausalität – 
ein alltägliches Meer/Mehr des Versicherungsschutzes

Extreme Witterungseinflüsse 
(Hitze/Niederschlagsmengen, 
Glatteis) können zu Belastungen 
des menschlichen Körpers füh-
ren und somit auch Einfluss auf 
ein Unfallgeschehen nehmen. 

Für die Anerkennung eines Un-
falls durch den Unfallversiche-
rungsträger muss zwischen der 
Verrichtung zum Zeitpunkt des 
Unfalls und dem Unfallereignis 
ein Zusammenhang (Unfallkau-
salität) bestehen. Das Bundes-
sozialgericht hat in seiner ab Mai 
2006 in dieser Sache in mehreren 
Urteilen vollzogenen begrifflichen 
Präzisierungen aufgezeigt, dass 
es dem Gedanken der gesetz-
lichen Unfallversicherung mit den 
verfolgten Zielen des sozialen 
Schutzes und des Betriebsfrie-
dens widerspricht, dem versi-
cherten Verunfallten an dieser 
Stelle eine Feststellungs-/Be-
weislast aufzuerlegen (vergl. BSG 
vom 30.01.2007, AZ: B 2 U 23/05 
R, Rn. 15, 16).

Folgende, hoffentlich in der Pra-
xis der Unfallkassen wegen des 
Klimawandels nicht alltäglich 
werdende Fallgestaltung aus 
dem Schulsportunterricht – die 
aber beispielsweise genauso 
denkbar ist beim Dienstsport der 
Feuerwehren – soll anhand der 
Entscheidungsgründe des Urteils 
des BSG vom 17.02.2009, AZ: B 
2 U 18/07 R, das einen ähnlich 
gelagerten Sachverhalt (Krampf-
anfall und Sturz) betraf, bespro-
chen werden.

Die Unfallkasse Brandenburg 
hat für den nachfolgend ge-
schilderten Sachverhalt im 
Widerspruchsverfahren den 
zunächst abgelehnten Versiche-
rungsfall doch anerkannt. 

Ein siebenjähriger, beim Ball-
sport besonders eifriger Schü-
ler, stürzte am späten Vormittag 
nach einer 45-minütigen Schul-
sportstunde in der Turnhalle bei 
hohen Außentemperaturen beim 
Umziehen in der Umkleidekabine 
auf den Boden, wobei er sich die 
Wangenschleimhaut im Mund-
bereich verletzte. Als Ursache für 
den Sturz wurde in der Unfallan-
zeige ein plötzlicher Schwindel 
angegeben. Durch die Familie 
des Schülers wurde ergänzt, 
dass die letzte Erinnerung im 
Ausziehen der Schuhe im Sitzen 
auf der Bank bestand, wobei ihm 
komisch wurde. 

Die versicherte Tätigkeit zum Un-
fallzeitpunkt in Gestalt des Um-
ziehens nach dem Schulsport 
war ebenso zu bejahen, wie das 
Unfallereignis als solches, weil 
bei einem Aufschlagen auf den 
Boden ein von außen auf den 
Körper einwirkendes Gesche-
hen besteht. Dieses hat das 
BSG in der Entscheidung vom 
17.02.2009 nochmals ausdrück-
lich klargestellt.
Das Eindringen eines Zahns ver-
letzte die Wangenschleimhaut 
und führte somit auch zum Ge-
sundheitserstschaden.

Ermittlungen im Widerspruchs-
verfahren bei der betreuenden 
Kinderärztin ergaben keine vorbe-
stehenden zerebralen Störungen, 
Krampfanfälle, Schwindelsympto-
matik oder Ohnmachtsanfälle in 
der Behandlungsgeschichte des 
Schülers.

Weil damit eine Konkurrenzur-
sache aus einer grundsätzlichen 
infrage kommenden Grunder-
krankung bzw. konstitutionsbe-
dingten Neigung zu Ohnmachts-
anfällen (besonders im Alter der 
Pubertät) ausgeschlossen war, 
ist eine Unfallkausalität ohne 
weitere Tatsachenfeststellung 
zunächst anzunehmen.

Die Unfallkausalitätsvermutung 
hilft dem äußerlich Verletzten in 
der Annahme eines Versiche-
rungsfalles auch dann, wenn bei 
den Ermittlungen des Unfallver-
sicherungsträgers die weiteren 
Umstände der schulischen/be-
trieblichen Belastung [Grad der 
Anstrengung des Schülers wäh-
rend des Schulsports, die ex-
akten Witterungsbedingungen 
(Außen-/Innentemperaturen) 
usw.] nicht sicher feststellbar 
bleiben.

Insoweit war in der Wider-
spruchssache der Unfallkasse 
Brandenburg ebenso zugunsten 
des Verletzten zu entscheiden 
wie in der Entscheidung des BSG 
vom 17.02.2009, welches die 
gegenteiligen Entscheidungen 
des Sozial- und Landessozialge-
richtes aufhob.
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572433
Fitnesstraining 
Boxen

Lehrerbriefe

572431
Rollen, Rutschen, Fahren - 
Verkehrssicherheit erfahren

572432
Die Klassenchronik
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GUV-R 190
Regel
Benutzung von 
Atemschutzmasken

GUV-I 509
Information
Erste Hilfe im Betrieb

GUV-I 5111
Information
Beeinflussung von Implantaten 
durch elektromagnetische 
Felder

Neue Schriften im Regelwerk

GUV-I 8555
Tätigkeiten mit Gefahrstoffen 
im öffentlichen Dienst
Informationen für Beschäftigte

GUV-I 8584
Achtung Allergiegefahr

GUV-I 8653
Information
Sicherheit und 
Gesundheitsschutz im 
Abwasserbereich
Unterweisungshilfen
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GUV-I 8688
Information
Gefahrstoffe bei der 
Aufbereitung von Schwimm- 
und Badebeckenwasser

GUV-G 966
Grundsatz
Ausbildung und 
Beauftragung 
der Bediener von 
Hubarbeitsbühnen

Ihre Unfallversicherung informiert
Schulranzen - kinderleicht!

Neue Schriften im Regelwerk






